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Gemeinsame Allgemeine Verfügung zur Änderung der Gemeinsamen Allgemeinen Verfügung über die dienstliche Beurteilung der Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 

Vom 18. August 2011 
Just I A 3
Telefon: 9013-3350 oder 9013-0, intern 913-3350

IntArbSoz II B 2

Telefon: 9028-1450 oder 9013-0, intern 928-1450

I.

Die Gemeinsame Allgemeine Verfügung über die dienstliche Beurteilung der Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte vom 16. Juni 2005 (ABl. S. 2289), geändert durch die Gemeinsame Allgemeine Verfügung zur Änderung der Gemeinsamen Allgemeinen Verfügung über die dienstliche Beurteilung der Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte vom 5. Dezember 2007 (ABl. S. 3203), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) 
Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte auf Lebenszeit sind regelmäßig alle fünf Jahre dienstlich zu beurteilen (Regelbeurteilung). Hiervon ausgenommen sind Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, die das 50. Lebensjahr vollendet oder ein Amt der Stufe R 3 oder höher innehaben. Von der Regelbeurteilung ist abzusehen, wenn die Richterin und der Richter oder die Staatsanwältin und der Staatsanwalt zu dem Zeitpunkt, zu dem die Regelbeurteilung zu erstellen wäre, keine richterlichen oder staatsanwaltschaftlichen Aufgaben wahrnimmt. Von der zeitgerechten Regelbeurteilung kann abgesehen werden, wenn sie wegen längerer Abwesenheit der Richterin und des Richters oder der Staatsanwältin und des Staatsanwalts nicht möglich oder zweckdienlich wäre. Die Regelbeurteilung ist nach Fortfall des Hindernisses bzw. nach Wiederaufnahme der richterlichen oder staatsanwaltschaftlichen Aufgaben unverzüglich nachzuholen.“

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Regelbeurteilungszeitraum“ der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und folgender zweiter Halbsatz angefügt: „solche Anlassbeurteilungen sind in die Regelbeurteilung einzubeziehen, sie behalten jedoch für den erfassten Zeitraum ihre Bedeutung.“

c) Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„Richterinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsanwälte auf Lebenszeit sind ferner zu beurteilen, wenn dies aus konkretem Anlass erforderlich ist (Anlassbeurteilung). Das ist der Fall 

a) 
bei der Bewerbung um ein anderes Amt, 

b)
bei Versetzungen, 

c) 
vor einer Abordnung, es sei denn, die letzte Beurteilung liegt nicht länger als sechs Monate zurück,

d) 
bei Beendigung einer Abordnung, wenn die tatsächliche Abordnungsdauer mindestens sechs Monate betragen hat und die Abordnung im Geltungsbereich dieser Allgemeinen Verfügung oder der Allgemeinen Verfügung der Ministerin der Justiz und der Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie vom 20. Juni 2005 in ihrer jeweils gültigen Fassung erfolgt ist,

e) 
auf Antrag, ohne dass es einer Begründung des Antrags bedarf.

In den Fällen zu Buchstaben a und e kann von einer Beurteilung abgesehen werden, wenn das Ende des zuletzt beurteilten Zeitraums im Fall des Buchstaben a  nicht mehr als 20 Monate, im Fall des Buchstaben e nicht mehr als 24 Monate zurückliegt. In den Fällen zu Buchstabe a ist dabei auf den Zeitpunkt abzustellen, zu dem der Besetzungsvorschlag durch die Obergerichtspräsidentin oder den Obergerichtspräsidenten oder die Generalstaatsanwältin oder den Generalstaatsanwalt unterzeichnet wird. Im Fall zu Buchstabe e ist der Zeitpunkt der Antragstellung entscheidend. Kann aus diesem Grunde von einer Beurteilung abgesehen werden, ist in den Fällen des Buchstaben a jedenfalls eine vorausschauende Eignungsbewertung (vgl. § 7 Absatz 5) abzugeben.“

2. § 5 wird wie folgt geändert: 
a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Eine Anlassbeurteilung wird im Falle der Abordnung der Richterin und des Richters oder der Staatsanwältin und des Staatsanwalts durch den unmittelbaren Dienstvorgesetzten erstellt, an dessen Dienststelle die Abordnung erfolgt ist. Das gilt nicht, wenn die Abordnung zum Zeitpunkt der Beurteilung noch nicht sechs Monate andauert oder die Abordnung an eine Dienststelle außerhalb des Geltungsbereichs dieser Allgemeinen Verfügung oder der Allgemeinen Verfügung der Ministerin der Justiz und der Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie vom 20. Juni 2005 in ihrer jeweils gültigen Fassung erfolgt ist; insoweit verbleibt die Zuständigkeit für die Erstellung von Anlassbeurteilungen bei dem Leiter der Stammdienststelle.“
b)
Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
3. In § 7 Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „anderes“ die Wörter „richterliches oder staatsanwaltliches“ eingefügt.

II.

Diese Allgemeine Verfügung tritt mit Wirkung zum 30. April 2011 in Kraft.
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